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Eigentlich ist es eine ganz tech-
nische Angelegenheit. Eigentlich.
Doch für Dr. Werner Neumann hat
sich die Technik zum Markenzeichen
seiner Arbeit entwickelt. Seit 19 Jah-
ren setzt sich der Leiter des Energie-
referats in der Stadt Frankfurt dafür
ein, dass die Energie in der Kom-
mune mit Hilfe von Kraft-Wärme-
Kopplung effizient genutzt wird. So
gibt es in der Mainmetropole mittler-
weile neben den drei großen Heiz-
kraftwerken zehn dezentrale Wärme-
netze, rund 130 kleine, dezentrale
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen,
zwei Biogas- und eine holzbefeuerte
Anlage im Mega-Watt-Bereich.

Mit Kraft-Wärme-Kopplung wird mehr
als 90 Prozent der Energie als Strom-
und Wärme genutzt. In Großkraft-
werken bleibt dagegen 40 bis 60 Pro-
zent der Energie ungenutzt. So re-
duziert Frankfurt seine CO2-Bilanz
enorm.

Seit 1990 hat die Stadt mehr als
zehn Prozent an CO2 einsparen kön-
nen. Und dies, obwohl seitdem 15
Prozent mehr Wohn- und 80 Prozent
mehr Büroflächen entstanden sind.
„Natürlich reicht das lange nicht aus,
aber es ist ein guter Anfang”, sagt
Neumann. Er kann noch auf andere
Vorzeigeprojekte verweisen, die er
mit seinem Team von zehn Leuten
anstößt und begleitet.

Dazu gehören beispielsweise die Pas-
sivhäuser. Über 100.000 Quadratme-
ter an neuen Wohnungen sind in
Frankfurt in dieser Bauweise ent-
standen, zudem mehrere Schulen
und Kindergärten. Hinzu kommen

viele energieeffiziente Bürogebäude,
die einen mehr als 30 Prozent besse-
ren Energiestandard haben, als es
vorgeschrieben ist.

Gemeinsam mit der Caritas werden
in Frankfurt zudem Arbeitslose zu
Energieberatern ausgebildet. Diese
helfen Haushalten mit geringem
Einkommen, Energie und Wasser ein-
zusparen. Gemeinsames Ziel aller
Vorhaben: den Klimaschutz in der
Kommune voran zu bringen.

Die Gruppe um Dr. Werner Neumann
bringt dabei als kommunale Energie-
und Klimaschutzagentur die richtigen
Leute in unterschiedlichen Koopera-
tionen an einen Tisch und sorgt dafür,
dass die Öffentlichkeit einbezogen
wird. „Wir verstehen uns als Modera-
toren, Initiatoren, Vermittler, Organi-
satoren von Foren, Autoren von
Energiekonzepten”, erläutert er.

„Natürlich stehen wir nicht alleine
da”, betont Neumann. Er verweist auf
die Verantwortung der Stadt sowie
auf ein gutes Zusammenspiel von
engagierter kommunaler Politik mit
dem Energiereferat als Impulsgeber
sowie mit den Energieunternehmen,
Investoren, Wohnungsbaugesell-
schaften und vielen anderen städti-
schen Ämtern. Den Anteil des Ener-
giereferats am Erfolg sieht er in einer
gelungenen Mischung aus Fachwis-
sen plus Service plus Öffentlichkeits-
arbeit. „Und viel Beharrlichkeit ge-
hört auch dazu.”

Christiane Rathmann

Das Energiereferat der Stadt Frankfurt
arbeitet seit Jahren für den Klimaschutz

www.oeko.de/091/kleinewunder
www.energiereferat.stadt-frankfurt.de
www.stadtplan.frankfurt.de/klimaschutz
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Liebe Leserinnen und liebe Leser,

glauben Sie an den Fortschritt? Gehen Sie davon aus, dass
der Mensch komplexe Technik immer besser zu beherr-
schen lernt? Bei der Nukleartechnik wäre das nötig. Den-
ken Sie nur an die Beinahekatastrophe in Harrisburg 1979
oder an Tschernobyl sieben Jahre später. Die Nukleartech-
niker haben daraus gelernt. Aber was und wie viel?

Die technischen Eigenschaften der Anlagen sind heute
besser bekannt als vor 25 Jahren. Eigentlich dürften keine
sicherheitstechnischen Überraschungen mehr kommen.
Nun, sie kommen trotzdem. Warum gab es vor zwei Jah-
ren im japanischen Kashiwazaki-Kariwa ein Erdbeben, bei
dem die sieben dort laufenden Atomkraftwerke weit mehr
beschädigt wurden als vorausberechnet?

Im schwedischen Forsmark haben Denkfehler bei der Aus-
legung der elektrischen Sicherheitseinrichtungen dazu ge-
führt, dass das Kernkraftwerk 2006 fast ohne Strom da-
stand. Warum sind nur zwei und nicht alle vier Sicher-
heitseinrichtungen ausgefallen? Das kann bis heute nie-
mand erklären. Die Kernschmelze aber wäre dann nicht
mehr weit gewesen.

Im deutschen Brunsbüttel wurde nach einer Wasserstoff-
explosion in der Nähe des Reaktordruckbehälters wochen-
lang weitergefahren, weil ignoriert wurde, was passiert
war. Solche Wasserstoffexplosionen wurden bis dato näm-
lich als unmöglich angesehen.

Offensichtlich haben wir in den letzten Jahren Glück ge-
habt. Es hätte auch anders kommen können. Sichere
Technik sieht anders aus. Und trotzdem träumen viele von
einer Renaissance der Kernenergie. Die ist nur möglich,
wenn Nuklearanlagen in viele Länder verkauft werden.
Herr Sarkozy schwärmte unlängst vom Exportziel Libyen.

Der Iran ist seit Jahren in den politischen Schlagzeilen: In
den frühen Siebzigern wollte die deutsche Nuklearindustrie
und Politik dem aufstrebenden Land mit der Lieferung von
Atomkraftwerken helfen. Unter veränderten politischen
Bedingungen setzte Russland die Unterstützung fort. Heu-
te haben wir fast eine neue Nuklearmacht – in einer
höchst instabilen Region. Von Nordkorea und der Hilfe zum
Reaktorbau ließe sich Ähnliches erzählen.

Wenn wir den Befürwortern der Kernkraft glauben, sind
Risiken ihrer Technik beherrschbar und vernachlässigbar
klein. Warum passieren dann immer wieder solche techni-
schen und politischen Überraschungen? Manche Risiken
sind so groß, dass ein vernünftiger Mensch sie nicht ein-
geht – zumal, wenn er es nicht nötig hat. Täglich erreicht
uns zehntausend Mal mehr Energie von der Sonne, als die
gesamte Menschheit verbraucht. Strengen wir uns lieber
weiterhin an und lernen, mehr als 0,01 Prozent davon zu
nutzen!

Herzliche Grüße

Ihr Joachim Lohse

mailto:j.lohse@oeko.de

LOHSES UmWELT

Mehr als 40.000

Bahnkilometer legt

Geschäftsführer

Dr. Joachim Lohse

jedes Jahr in Mission

Nachhaltigkeit zurück.

Was erlebt er dabei?

Welchen Menschen

begegnet er? Was be-

schäftigt ihn? Und

welche Ideen treiben

ihn um? Darüber

berichtet er Ihnen in

unserer Rubrik

„Lohses UmWelt“.

Seite12
Immer lauter melden sich die
Stimmen zu Wort, die den Aus-
stieg aus der Kernenergie rück-
gängig machen wollen und dies
mit dem Klimaschutz begrün-
den. So gewinnt die neue De-
batte um die Kernenergie der-
zeit enorm an Fahrt. Doch was
steckt dahinter? Unsere Auto-
ren legen Fakten dar und be-
ziehen Position!
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Trotz vieler Nachbesserungen
passieren in Kernkraftwerken
immer wieder neue Fehler.
Lesen Sie in unserem Schwer-
punkt, weshalb es keine hun-
dert prozentige Sicherheit gibt.

Seite17
Die Globalisierung bietet ärme-
ren Bevölkerungsteilen erheb-
liche Chancen, doch sie bringt
auch ökologische und soziale
Probleme mit sich. Schlüssige
Nachhaltigkeitskonzepte sind
hingegen bisher Mangelware.

Seite8
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Es ist das älteste Umweltzeichen
der Welt: Seit 1978 setzt der
Blaue Engel Maßstäbe für um-
weltfreundliche Produkte und
Dienstleistungen. Jetzt soll er
auch als Klimaschutzzeichen
etabliert werden. Deshalb haben
das Bundesumweltministerium,
das Umweltbundesamt und die
Jury Umweltzeichen das Projekt
„Top 100” initiiert. Darin erar-
beitet das Öko-Institut nun kon-
krete Vergabekriterien.

Ende 2008 starteten die ExpertInnen
mit den ersten zehn Produktgruppen.
„Wenn ein durchschnittlicher Haushalt
in diesem Bereich nur noch energie-
effiziente Neugeräte nutzt, kann er be-
reits bis zu 40 Prozent Strom sparen”,
sagt Projektleiter Dr. Rainer Grieß-

hammer, Mitglied der Geschäftsfüh-
rung am Öko-Institut. Ein relevanter
Beitrag, denn Privathaushalte verur-
sachen rund ein Viertel der endener-
giebezogenen Klimagase bundesweit.

Aktuell bearbeiten die Wissenschaft-
lerInnen Kühl- und Gefriergeräte,
Waschmaschinen, Wäschetrockner,
Gasherde, Wasserkocher, Espresso-
maschinen, Fernseher, DVD-Player,
Netbooks und automatische Ste-
ckerleisten. Im Laufe der kommen-
den drei Jahre sollen weitere 90
Produktgruppen hinzukommen.

Mit dem Blauen Engel für Klimaschutz
werden künftig nur die besten Pro-
dukte innerhalb einer Produktgruppe
ausgezeichnet. Das erleichtert Ver-
braucherInnen die Orientierung.

Die Voraussetzungen für seine Etab-
lierung als Klimazeichen sind übrigens
günstig. Denn über 80 Prozent der
Deutschen kennen den Blauen Engel
bereits und rund 900 Unternehmen
nutzen ihn. kk

mailto:r.griesshammer@oeko.de
www.oeko.de/091/neuetaten1

Ein Engel für das Klima
Umweltlabel wird weiter entwickelt

A K T U E L L E S I M Ü B E R B L I C K

Unverbaute Landschaft ist eine
wertvolle Ressource. Durch eine
maßvolle und behutsame Ent-
wicklung des Siedlungsbestands
kann sie geschont werden.

Ein Weg, der jetzt in dem neuen Pro-
jekt „Praktiziertes Flächenmanage-
ment in der Region Freiburg (PFIF)”
verfolgt wird. Denn Wissenschaftle-
rInnen unter Leitung des Öko-Instituts
haben in einem Vorläuferprojekt in die-
ser Region mehr als 1.800 Hektar In-
nenentwicklungspotenzial ermittelt.

Dabei handelt es sich um bestehende
Baulücken, geringfügig genutzte Flä-
chen, Althofstellen oder Brachflächen.
Rund 400 Hektar davon ließen sich bis
2030 konkret aktivieren. Das ent-
spricht rund der Hälfte des bis 2030
entstehenden regionalen Bedarfs an
Wohnbauland. Dieses Potenzial soll
nun genutzt werden.

PFIF unter Leitung des Öko-Instituts
bietet dabei konkrete Unterstützung,
zum Beispiel mit der Einrichtung eines
Dialogforums und einer regionalen

Bestandsflächenbörse. Die ExpertIn-
nen erarbeiten aber auch Standards
für eine Flächen sparende Siedlungs-
entwicklung. „Dass aus den ermittel-
ten Wohnbaulandpotenzialen nun
praktischer Nutzen gezogen wird, ist
ein begrüßenswertes politisches Sig-
nal”, sagt Projektleiter Dr. Matthias
Buchert. Aktuelle Informationen gibt
es online unter www.pfif.info. kk

mailto:m.buchert@oeko.de
www.oeko.de/091/neuetaten1

Landschaft bewahren – Fläche sparen
©
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Nano Maßstäbe
Wege für die umwelt-
und sozialverträg-
liche Nutzung der Na-
notechnologien auf-
zuzeigen, ist Ziel der
neuen Broschüre
„Nano Maßstäbe” des
Öko-Instituts. Darin
informieren die Ex-
pertInnen über den
aktuellen Stand des
Wissens, zeigen auf,
wo dringender For-
schungs- und Hand-
lungsbedarf besteht und wie offene
Fragen geklärt werden können. Denn
trotz des bruchstückhaften Wissens
muss ein Rahmen gesteckt werden,
der es ermöglicht, Vorteile nano-
technologischer Anwendungen zu
realisieren, Risiken aber zu vermei-
den oder zu verringern. Die neue
Broschüre ist als kostenloser Down-
load oder gedruckt verfügbar.

mailto:m.moeller@oeko.de
www.oeko.de/091/neuetaten2

KURZ & KNAPP

Seeverkehr im Blick

Product Carbon
Footprint

Wer die Klimabilanz von Waren bei sei-
ner Kaufentscheidungen berücksich-
tigen möchte, hat es schwer. Denn bis-
her gibt es nur wenige Informationen
dazu und diese sind kaum miteinan-
der vergleichbar. Das Pilotprojekt
„Product Carbon Footprint” verfolgt da-
her das Ziel, eine international ein-
heitliche Methode zu entwickeln, mit
der diese Treibhausgas-Emissionen
erfasst und glaubwürdig kommuniziert
werden können. Unter der Träger-
schaft von WWF, Öko-Institut, Pots-
dam-Institut für Klimafolgenforschung
und THEMA1 haben zehn Unterneh-
men für ausgewählte Produkte und
Dienstleistungen den so genannten
CO2-Fußabdruck über den gesamten
Lebenszyklus ermittelt. Erste Ergeb-
nisse zur Methodik und Kommunika-
tion gibt es unter www.pcf-projekt.de.

mailto:c.hochfeld@oeko.de

Öko-Institut daher aktuell, wie die
Schiffsemissionen in den Europäi-
schen Emissionshandel integriert
werden können. „Dies wäre ein
wichtiger und längst überfälliger
Schritt nach vorne für den Klima-
schutz”, sagt Projektleiter Stefan
Seum vom Öko-Institut. kk

mailto:s.seum@oeko.de
www.oeko.de/091/neuetaten2

Rund drei Prozent der globalen Koh-
lendioxidemissionen gehen zu Las-
ten des internationalen Schiffsver-
kehrs. Und der Anteil steigt weiter,
denn der Sektor weist hohe Wachs-
tumsraten auf.

Bei den weltweiten Klimaschutzbe-
mühungen werden diese Emissionen
bisher aber nicht erfasst. In Europa
soll sich das ändern. Im Auftrag des
Umweltbundesamtes untersucht das

Mit Bahn und Bus – dann punktet
auch die Umwelt

Öko-Institut jetzt in einer neuen
Studie im Auftrag der Landesweiten
Verkehrsservicegesellschaft Schles-
wig-Holstein. Darin bewerten die
WissenschaftlerInnen, welchen Bei-
trag der öffentliche Nahverkehr in
Schleswig-Holstein heute und im
Jahr 2025 zum Klimaschutz leistet.

„Bahn und Bus haben ohne Zweifel
gegenüber dem Auto ökologische
Vorteile”, sagt Verkehrsexperte Mar-
tin Schmied vom Öko-Institut. „Wie
groß dieser Vorteil aber ist, hängt un-
ter anderem von der Auslastung der
öffentlichen Verkehrsmittel ab. Eine
Zunahme der Fahrgastzahlen kommt
dem Klimaschutz also zugute.” kk

mailto:m.schmied@oeko.de
www.oeko.de/091/neuetaten2

Der Verkehr verursacht in Deutsch-
land rund 25 Prozent der gesamten
CO2-Emissionen. Allein 60 Prozent
davon entfallen auf die individuelle
Autonutzung. Der öffentliche Nah-
verkehr ist eine umweltfreundliche
Alternative dazu. Und er gewinnt an

Bedeutung.

So hat eine Studie in Schles-
wig-Holstein zum Beispiel
ergeben, dass die Nach-
frage nach öffentlichen
Verkehrsmitteln trotz rück-
läufiger Bevölkerungszah-
len auch in den kommen-
den Jahren und Jahrzehn-
ten steigen wird.

Wie stark profitiert davon
der Klimaschutz? Diese
Frage beantwortet das
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Verwundbar
Schwachstelle Komplexität:
Weshalb die Kernkraftwerke ein
Sicherheitsrisiko bleiben
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Ein Kernkraftwerk produziert nicht
nur Strom, es benötigt ihn auch für
einen sicheren Betrieb. Genau das
wird am 25. Juli 2006 im schwedi-
schen Kernkraftwerk Forsmark zum
Problem. Ein Kurzschluss schneidet
die Anlage vom externen Stromnetz
ab und kurz darauf schrammt der
Reaktor nur knapp an einer Kata-
strophe vorbei. Eigentlich gibt es bei
einem Stromausfall ein Notstrom-
system, das wichtige Sicherheits-
systeme versorgt. Doch zwei der
vier Notstromaggregate sind durch
den Kurzschluss in Mitleidenschaft
gezogen und versagen ihren Dienst.
Die Analyse im Nachgang zeigt: Le-
diglich durch einen Zufall trifft es
nur zwei der vier Systeme.

Bricht die Stromversorgung in einer
Anlage komplett zusammen, kann es
schnell zu einer Kernschmelze kom-
men, weil der Reaktor nicht mehr ge-
kühlt wird. Die Auswirkungen in der
Umgebung können dann vergleichbar
zum Unfall in Tschernobyl sein. 20
Jahre nach dem Super-Gau in der
Ukraine weist der Vorfall wieder ein-
mal darauf hin, wie verwundbar ein
Kernkraftwerk ist.

„Die Schwachstelle von Kernkraft-
werken liegt in ihrer Komplexität”,
sagt Michael Sailer, Nuklearexperte
am Öko-Institut und Mitglied der
Geschäftsführung. So zeigt sich nach
seiner Erfahrung, dass trotz vieler
Verbesserungen immer wieder neue
Fehler passieren. Und die können we-
der eine ausgereifte Technik noch
verschärfte Sicherheitssysteme ver-

Es passieren
immer wieder
neue Fehler.
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hindern. Zudem wird aus den Fehlern
international zu wenig gelernt, wie
gerade der Störfall in Forsmark be-
weist. Denn ähnliche, wenn auch
nicht so gravierende Vorfälle, ereig-
neten sich bereits vorher.

„Deutsche Anlagen sind seit Tscher-
nobyl sicherer geworden. Doch wir
haben nach wie vor keine zu hundert
Prozent sicheren Kernkraftwerke”,
weiß Sailer nach langjähriger Kennt-
nis nationaler und internationaler
Reaktorsicherheitsgremien. „Deshalb
wird es auch in Zukunft schwere Un-
fälle geben, die Frage ist nur, wann
und wo”, sagt der Experte.

Die vielen Störfälle geben ihm Recht.
Sie decken zudem immer neue Risi-
kofaktoren auf: beispielsweise an
der Schnittstelle Mensch-Technik-
Organisation. Wenn ein Ereignis we-
gen des komplexen Systems von
der Betriebsmannschaft falsch ein-
geschätzt oder nicht verstanden wird,
können die Auswirkungen fatal sein.

So geschehen in Brunsbüttel 2001,
als trotz ungewöhnlicher Signale auf
der Warte die genaue Ursachenklä-
rung erst zwei Monate später erfolgt.

Was ist geschehen? Bereits im De-
zember 2001 wird eine Dampffrei-
setzung im Sicherheitsbehälter fest-
gestellt. Diese führt die Betriebs-
mannschaft auf eine undichte Lei-
tung zurück und kann diese durch
das Absperren der Leitung beenden.
Erst zwei Monate später wird die An-
lage heruntergefahren, um vor Ort im
Sicherheitsbehälter die Situation zu
inspizieren. Dabei stellt die Mann-
schaft fest, dass eine Leitung über
2,7 Meter Länge durch eine Wasser-
stoffexplosion zerstört ist. Aufgrund
der rein betrieblichen Funktion dieser
Leitung war die Gefahr einer solchen
Explosion bei der Auslegung der An-
lage nicht ausreichend berücksichtigt
worden.

Öfters gibt es auch Defizite bei der
Sicherheitskultur. Ein Ereignis im
deutschen Kernkraftwerk Philipps-
burg 2001 zeigt beispielsweise, dass
die Betriebsvorschriften dort von der
Mannschaft nicht korrekt eingehalten
wurden. Der Anlagenbetreiber hat
dies über Jahre in Kauf genommen.

Spätestens seit dem Terror-Anschlag
in den USA am 11. September 2001
rücken noch andere Aspekte in den

Vordergrund. Dr. Christoph Pistner,
Nuklearexperte am Öko-Institut, hat
sich seit Jahren mit den Themen Ter-
rorismus und nukleare Nichtverbrei-
tung beschäftigt. Ende 2007 stellt er
in einer Studie fest, dass Deutsch-

lands ältestes noch laufendes Kern-
kraftwerk, Biblis A, nicht terrorsicher
ist. „Ein gezielter Flugzeugabsturz
könnte das Reaktorgebäude zerstö-
ren und in der Folge zu einer Kern-
schmelze führen”, warnt er. Die Aus-
wirkungen wären katastrophal, je
nach Randbedingungen würde ein
Gebiet mit einer Fläche von bis zu
10.000 Quadratkilometern radioaktiv
verseucht.

Ein gezielter Flugzeugab-
sturz könnte das Reaktor-
gebäude von Biblis A (Foto
links) zerstören.

Biblis A
ist nicht
terrorsicher.

W I S S E N
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Doch die sicherheitspolitischen As-
pekte der Kernenergie gehen noch
weiter. Die zivile und militärische
Nutzung von Kernenergie lässt sich
nicht klar voneinander trennen. Um
Kernwaffen herzustellen, wird ent-

weder Plutonium oder hoch angerei-
chertes Uran benötigt. Besitzt ein
Staat beispielsweise Uran sowie das
Know-how und die Technik, um die-
ses zu Kernbrennstoff anzureichern,
so kann er auch Spaltmaterial für
Kernwaffen herstellen.

Heute gehören mit Ausnahme von Is-
rael, Pakistan und Indien alle Länder
der Erde dem nuklearen Nichtver-
breitungsvertrag an. Nord-Korea hat

allerdings seine Mitgliedschaft 2003
gekündigt und in der Folge selbst
Kernwaffen getestet. Nur die USA,
Großbritannien, Russland, China und
Frankreich sind offizielle Kernwaffen-
Staaten im Sinne dieses Vertrages.
Alle anderen haben ihren Verzicht auf
einen Kernwaffen-Besitz erklärt und
unterwerfen sich auch entsprechen-
den Kontrollen. So die Theorie. In der
Praxis kommt immer wieder der Ver-
dacht auf, dass Staaten dieses offi-
zielle Nicht-Verbreitungs-Regime um-
gehen wollen. Jüngster Streitfall ist
der Iran. Im Ernstfall können inter-
nationale Kontrollen eine Eskalation
nicht sicher verhindern.

Die politischen Folgen, die aus der
militärischen Anwendung der Kern-
energie resultieren, sind dramatisch.
Die Atomprogramme Irans und Nord-
koreas verursachen erhebliche welt-
politische Spannungen. Der Konflikt
der beiden Atommächte Indien und

Pakistan um die Kaschmir-Region
bot in den vergangenen Jahren im-
mer wieder Anlass für große Sorge.
Kommt es zu einer weiteren Aus-
breitung von Kernwaffen, so werden
sich weitere Spannungsfelder mit
einem beträchtlichen Eskalationspo-
tenzial ergeben.

Welches Fazit ziehen die Öko-Insti-
tuts-Experten? „Ich bin bei vielen As-
pekten der Kernenergie sehr skep-
tisch”, fasst Nuklearexperte Michael
Sailer zusammen. „Aus meiner Sicht
brauchen wir die Kernenergie auch
nicht. Aber da es sie nun mal gibt,
müssen wir uns inhaltlich damit aus-
einandersetzen.”

Christiane Rathmann

mailto:m.sailer@oeko.de
mailto:s.kurth@oeko.de
mailto:c.pistner@oeko.de

www.oeko.de/091/wissen1

Zivile und militärische Nutzung
von Kernenergie lassen sich
nicht klar trennen.

Viele Staaten haben
den Verzicht auf
Kernwaffen erklärt.

Keine Renaissance der Kernenergie!

Gibt es eine Renaissance der Kernenergie? Nein, meinen
die Experten im Öko-Institut und führen gute Argumen-
te an. Hier einige Beispiele:

• Weltweit gibt es 439 Reaktoren: Davon sind nur 38
jünger als zehn Jahre, das Gros der Reaktoren ist
zwischen 20 und 30 Jahren alt.

• Der Bauentscheid für viele Reaktoren fiel in den 60er
und 70er Jahren. Auch bei vielen der derzeit im Bau
befindlichen Anlagen war der Baubeginn in den 80er
Jahren.

• Die Kosten für einen Reaktorbau sind derzeit kaum
zu beziffern. Zudem müssen die Kosten lange vorfi-
nanziert werden, weil Abschreibungszeiten in der
Größenordnung von 20 Jahren erforderlich sind.

• Der benötigte Rohstoff Uran ist endlich und reicht bei
heutigem Verbrauch noch 50 bis 100 Jahre. Ein welt-
weiter Ausbau würde die Reichweite entsprechend
reduzieren.

• Weltweit ist noch kein Endlager für hochradioaktive
Abfälle in Betrieb. Dies wäre in allen Ländern eigent-
lich vor dem Einstieg in die Kernenergie zu klären.

• Bei neuen „evolutionären” Reaktoren bestehen im
Prinzip die gleichen technischen und sicherheitspoli-
tischen Risiken wie bisher.

• „Revolutionäre” Reaktoren der so genannten Genera-
tion IV stehen nicht zur Verfügung.
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Die neue Debatte
um die Kernenergie
ist unehrlich

„Längere Laufzeiten nützen
dem Klima nicht”

Bisher hat niemand, der einer
Renaissance der Kernenergie
das Wort redet, glaubhaft dar-
legen können, wofür das gut
sein soll. Wem nützt die neue
Debatte? Dem Klima nicht. Der
Ausstoß von Treibhausgasen
bei der Stromproduktion wird in
Europa über den Emissions-
handel geregelt. Jedes Land
hat eine zugestandene und er-
laubte Menge Kohlendioxid, die
es für die Stromproduktion in
die Luft pusten darf, und die auf
die Stromerzeuger in Form von
Zertifikaten verteilt ist. Wer we-
niger emittiert, kann seine ein-
gesparten Zertifikate einem
Dritten verkaufen, der nicht so
erfolgreich beim Einsparen von
Kohlendioxid-Emissionen war.

Wenn also Kernkraftwerke in
Deutschland länger laufen und
damit bereits eingeplante Koh-
lendioxid-Emissionen bei fossilen
Kraftwerken in Deutschland ver-
drängen, können die deshalb über-
flüssigen Zertifikate an Dritte verkauft
werden und vermindern andernorts
den Druck, fossile Brennstoffe ein-
zusparen. Erschwerend kommt hin-
zu, dass die weltweit derzeit 439 am
Netz befindlichen Reaktoren kaum
mehr als zwei Prozent des globalen
Endenergieverbrauchs abdecken.
Dieser Anteil wird trotz ambitionier-
ter Baupläne in einigen Ländern
künftig sogar noch weiter absinken.

Nützt denn die neue Debatte we-
nigstens der Versorgungssicherheit?
Auch das trifft nicht zu. Im Gegenteil:
Während in den 90er Jahren die Bi-
lanz einigermaßen ausgeglichen war,
exportieren wir seit 2003 regelmäßig
mehr Strom, als wir importieren. Im
vergangenen Jahr gab es sogar einen
Rekord-Exportüberschuss von 22,5
Milliarden Kilowattstunden – genug,
um damit über sechs Millionen Haus-
halte zu versorgen!

Der Grund ist einfach beschrieben:
Einerseits verfügen die Stromerzeu-
ger in Deutschland über viele alte und
wirtschaftlich längst abgeschriebene
Kraftwerke, mit denen sie äußerst
günstig Strom produzieren können.
Andererseits haben wir ein sehr er-
folgreiches Markteinführungspro-
gramm für erneuerbare Energieträ-
ger, das Erneuerbare-Energien-Gesetz
oder kurz EEG. Die Erzeugungsmen-
ge für Strom aus erneuerbaren Ener-
gien wächst von Jahr zu Jahr be-
ständig an, sogar stärker, als ur-
sprünglich prognostiziert. Im ver-
gangenen Jahr wurden bereits 14,4
Prozent des bundesdeutschen Strom-
verbrauchs aus Wind, Wasser, Bio-
masse oder Solarstrahlung mit Hilfe
des EEG erzeugt.

Bis in fünf Jahren rechnet der Bun-
desverband der Energie- und Was-
serwirtschaft mit einer Steigerung
des Anteils auf rund 30 Prozent. Dazu
kommen nochmals einige Prozent an
Strom aus alten Wasserkraftanlagen,

In den vergangenen
Wochen haben sich die
Forderungen überschla-
gen, den Ausstieg aus
der Kernenergie in
Deutschland aufzuge-
ben. Die jüngste Ent-
scheidung in Schweden,
den 1980 beschlosse-
nen, aber nie vollzoge-
nen Kernkraft-Stopp
rückgängig zu machen,
trägt dazu sicherlich bei.
So gewinnt die neue
Kernenergie-Debatte
derzeit enorm an Fahrt.
Doch was steckt wirk-
lich dahinter? Helmfried
Meinel, Vorstandsspre-
cher am Öko-Institut
und Vorstandsmitglied
Franz Untersteller haben
Fakten und Argumente
zusammengetragen. In
einem Plädoyer bezie-
hen sie Position.

©
A
n
d
re

as
F.

-p
h
ot

oc
as

e.
d
e

E I N P L Ä D O Y E R

»

©
S
yB

-
Fo

to
lia

.c
om



W I S S E N

13 01/2009_eco work@

doch auf die Strom-
preise aufgeschlagen?
Eigentlich sollte das
nicht möglich sein,
wenn der Preis aus-
schließlich von Ange-
bot und Nachfrage be-
stimmt ist und nicht
von den Kosten. Das
freilich setzt einen wirk-
lich funktionierenden
Wettbewerb voraus –
davon kann bei einer
Erzeugerstruktur, die
bislang im Wesentli-
chen von vier Konzer-

nen dominiert ist, keine Rede sein.

Der wahre Grund für die geforderte
Laufzeitverlängerung liegt woanders:
beim Geld. Im liberalisierten Ener-
giemarkt richten sich die Stromprei-
se nach den Brennstoffkosten des
teuersten Kraftwerks, das zur De-
ckung des Strombedarfs gerade noch
herangezogen werden muss. Dies
sind für Deutschland in der Regel
Steinkohlekraftwerke. Der Kohlepreis
wird vor allem von den Preisent-
wicklungen auf den globalen Ener-
giemärkten bestimmt. Alte Kern-
kraftwerke machen dabei einen ho-
hen Gewinn, weil bei ihnen die Brenn-
stoff- und andere laufende Kosten ge-
ring sind und Kapitalkosten kaum
noch anfallen.

Eine Laufzeitverlängerung aller im
Betrieb befindlichen Anlagen von
acht Jahren würde für die vier großen
Energieversorger mit einem Mehrer-
trag von insgesamt 65,5 Milliar-
den Euro zu Buche schlagen – so die
Ergebnisse einer 2008 erstellten Stu-
die des Öko-Instituts. Zugrunde ge-
legt wurde ein Großhandelspreis von

70 Euro pro Megawattstunde, was in
etwa der aktuellen Marktsituation
entspricht.

Fazit: Weil wir in Deutschland
ein hervorragendes Instrument
zum Ausbau der erneuerbaren
Energien haben und hier schon
sehr weit gekommen sind, ha-
ben wir gute Aussichten, die in-
ternational vereinbarten und
höchst notwendigen Klima-
schutzziele auch ohne Kern-
energie zu erreichen.

Wir brauchen keine neue Kernener-
gie-Debatte, sondern einen Konsens
über die künftige Energiepolitik. Wir
werden sehr viel mehr in den Netz-
ausbau investieren müssen. Wir
brauchen eine intelligente Netz-
steuerung und Speicherkapazitäten,
um einen hohen Anteil unsteter
Stromerzeugung aus Wind und Son-
nenstrahlung versorgungssicher re-
geln zu können. Wir werden ver-
mutlich auch das eine oder andere
neue Kohlekraftwerk brauchen. Wenn
dies mit dem energischen Ausbau der
Kraft-Wärme-Kopplung verbunden
wird, sollte sich das in der Bilanz ver-
mitteln lassen. Und vor allem brau-
chen wir erheblich mehr Energieeffi-
zienz.

Hierauf sollten wir unsere Kräfte
konzentrieren und nicht auf das Her-
beireden einer Renaissance der 50er-
Jahre-Technologie Kernkraft!

Helmfried Meinel / Franz Untersteller

mailto:h.meinel@oeko.de
mailto:f.untersteller@oeko.de

www.oeko.de/091/wissen2

die sich im Markt behaupten können
und nicht EEG-gefördert werden.

Sollte jetzt noch die Laufzeit der
Kernkraftwerke verlängert werden,
führt dies zu weiter steigenden Ka-

pazitäten gegen-
über den bisheri-
gen Planungen.
Auf den ersten
Blick könnte dies
den Verbrauchern
recht sein, da
eine Laufzeitver-
längerung ten-
denziell eher zu
einer vorüberge-
henden Stabilisie-
rung der börsen-
notierten Strom-

preise führen dürfte. Dagegen steht,
dass die Investitionen in neue Koh-
lekraftwerke, die gegenwärtig gebaut
werden, als Folge einer KKW-Lauf-
zeitverlängerung in den Sand gesetzt
sein werden. Dem Klima ist das egal
– siehe Emissionshandel.

Doch werden fehl geschlagene In-
vestitionen in neue Kraftwerke nicht

Seit 2003
exportieren
wir mehr
Strom als wir
importieren.

Die Erzeugungsmenge für
Strom aus erneuerbaren
Energien wächst von Jahr
zu Jahr beständig an.
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Wann rechnen Sie damit, dass
ein Endlager in Deutschland
tatsächlich in Betrieb geht?

Wir müssen zwischen zwei Gruppen
von radioaktivem Müll unterscheiden.
Zur ersten Kategorie gehören die mit-
tel- und schwachradioaktiven Abfäl-
le, die praktisch keine Wärme ent-
wickeln. Von 2014 an sollen sie im
Schacht Konrad in Niedersachsen
endgelagert werden. Zur zweiten
Kategorie zählen die hochradioakti-
ven Abfälle. Dieser Müll strahlt stark,
entwickelt viel Wärme und gehört
deshalb in ein sicheres Endlager.
Doch es gibt bisher keinen politisch
abgeklärten Weg für die notwendigen
Entscheidungen. Deshalb kann es bis
2035 dauern, bevor ein Endlager für
hochradioaktive Abfälle in Betrieb
geht.

Bisher herrscht eine politische
Pattsituation vor. Dies ist keine
günstige Ausgangslage, oder?

Aus meiner Sicht muss die nächste
Bundesregierung eine Entscheidung
treffen, wie es weitergehen soll.

Welche Voraussetzungen
müsste der Standort erfüllen?

Wir brauchen einen gut geeigneten
Salzstock oder eine gut geeignete
Tonstein-Schicht. Dies ist die Grund-
voraussetzung dafür, dass der hoch-
radioaktive Müll für eine Million Jah-
re eingeschlossen werden kann.

„Wir brauchen
klare Spielregeln”

Wie sehen denn die wissen-
schaftlich objektiven Kriterien
für ein sicheres Endlager aus?

Benötigt wird eine Zone, der ein-
schlusswirksame Gebirgsbereich, die
500 bis 1300 Meter unter der Erde
liegt und von der man voraussagen
kann, dass es in einer Million Jahre
keine schädlichen Veränderungen
geben wird. Es muss sich also um ein
geologisch ruhiges Gebiet handeln, in
dem es zum Beispiel keinen Vulka-
nismus und keine starken Erdbeben
gibt und in dem sich auch die Ver-
hältnisse des tiefen Grundwassers
nicht so verändern werden, dass
der Einschluss gefährdet wird. Die
„Löcher” im einschlusswirksamen
Gebirgsbereich – beispielsweise die
zwei Schächte – müssen hinterher
sehr gut abgedichtet werden.

Manche Experten plädieren
dafür, aus Kostengründen ein
internationales Endlager zu
errichten. Stimmen Sie dem zu?

Deutschland hat ein so umfangrei-
ches Atomprogramm, dass wir allein
mit unseren hochradioaktiven Abfäl-
len ein Endlager füllen können. Des-
halb stimmt der Kostenfaktor bei uns
nicht. Es kommt hinzu, dass wir in
unserem Land ganz gute geologische
Voraussetzungen haben. Außerdem
wird sich ein internationales Endlager
schon aus politischen Gründen nicht
realisieren lassen, weil sich die Leu-
te weigern werden, Atommüll aus
dem Ausland anzunehmen.

Aus heutiger Sicht ist bei der
Suche nach einem Endlager
einiges schief gelaufen. Welche
Lehren können wir daraus
ziehen?

Die wichtigste Lehre lautet für mich:
Wenn es keine klaren Spielregeln
gibt, dann formiert sich immer poli-
tischer Widerstand – in der Bevölke-
rung und in den Parteien. Zur Klar-
heit gehört, dass es zuerst Prüfkri-
terien geben muss und erst dann

wird der mögliche Standort beurteilt
– keineswegs andersherum wie in der
Vergangenheit geschehen. Die Suche
aus den 70er Jahren ist bis heute
nicht transparent dargestellt. Auch
der kontinuierliche Dialog mit den in
Frage kommenden Regionen hat ge-
fehlt.

Ist es für Sie manchmal ein
seltsamer Gedanke, über die
gesicherte Entsorgung auch
zum sicheren Betrieb von
Kernkraftwerken beizutragen?

So sehe ich das nicht. Der Atommüll
fällt nun einmal an und er ist sehr ge-
fährlich. Deshalb gibt es gar keine
andere Lösung: Er muss vom politi-
schen Geschehen an der Erdoberflä-
che weg, um Schäden von künftigen
Generationen fernzuhalten. Was wäre
wohl passiert, wenn es bei Kriegs-
ausbruch in Jugoslawien ein ober-
irdisches Atommülllager gegeben
hätte?

Vielen Dank für das Gespräch.

Das Interview führte Christiane Rathmann.

mailto:m.sailer@oeko.de
www.oeko.de/091/werten

Eines der drängendsten Umweltprobleme un-
serer Zeit ist bis heute nicht gelöst: die End-
lagerung von hochradioaktiven Abfällen.
Doch die Diskussion um einen geeigneten
Standort läuft schon sehr lange – mit unsi-
cherem Ausgang. Derzeit können sich die
beiden großen Parteien nicht einigen: Die
CDU will die Gorleben-Erkundung zügig fort-
setzen, SPD-Umweltminister Gabriel schlägt

vor, neben Gorleben mehrere
Standorte für ein Endlager an-
hand von internationalen Kri-
terien zu vergleichen.

Dazu im Interview: Michael
Sailer, Nuklear-Experte und
Mitglied der Geschäftsführung
im Öko-Institut.

Der Atommüll
muss von der
Erdoberfläche
weg.

Michael Sailer, 55, arbeitet seit 29 Jahren
im Darmstädter Büro des Öko-Instituts. Zu
seinen Arbeitsschwerpunkten gehören die
Themen Reaktorsicherheit und Entsorgung.
Der Ingenieur für Technische Chemie gehört
mehreren Kommissionen und Ausschüssen
an, unter anderem seit 1999 der Reaktor-Si-
cherheitskommission (RSK) des Bundesum-
weltministeriums, seit 2005 dem Euratom
Scientific and Technical Committee und seit
Juni 2008 der neu gegründeten Entsor-
gungskommission.

I M I N T E R V I E W : MICHAEL SAILER ZUR ENDLAGERUNGW E RT E N
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W Ü N S C H E NI M P O R T R A I T Drei Persönlichkeiten, eine gemeinsame Überzeugung:
Klimaschutz funktioniert ohne Kernenergie!
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Großer Wurf
Dr. Felix Christian Matthes
berät beim Emissionshandel

Dr. Felix Christian Matthes hat den
Berliner Standort des Öko-Instituts
aufgebaut und ist der Forschungsko-
ordinator für Energie- und Klimapo-
litik. Zur Neugestaltung des EU-
Emissionshandelssystems hat sich
das Öko-Institut beim Thema indus-
trielle Wettbewerbsfähigkeit profi-
liert – neben den bisherigen techni-
schen und naturwissenschaftlichen
Fragen. Matthes bisher größter
Wurf, an dem er mitgearbeitet hat:
Die Emissions-Zertifikate werden
nicht zugeteilt, sondern müssen teil-

weise über Auktionen gekauft wer-
den. „Das gibt pro Tonne ausgesto-
ßenem CO2 einen wirklichen Preis
und einen wirksamen Anreiz”, sagt
der Ingenieur und Politologe. Der

46-Jährige hat sich an der Revision
der EU-Emissionshandelsrichtlinie
stark beteiligt: „Der große Erfolg ist,
dass alle Stromerzeuger ihre Emis-
sions-Zertifikate kaufen müssen und
so in Europa insgesamt mindestens
60 Prozent der Zertifikate auktio-
niert werden.” Problematisch findet
er, dass nahezu das gesamte verar-
beitende Gewerbe Zertifikate kos-
tenlos erhält. 2009 will er unter an-
derem nachbessern bei der Anzahl
der kostenlosen Zertifikate und der
Gestaltung des globalen Kohlen-
stoffmarktes. kh

mailto:f.matthes@oeko.de
www.oeko.de/091/wuenschen

Großer Wunsch
Claude Turmes boxt die
Klimaziele durch

„Die EU-Richtlinie zum Ausbau der
erneuerbaren Energien ist richtig gut
geworden”, sagt der Europaabgeord-
nete der Grünen, Claude Turmes. Als
Berichterstatter der Richtlinie hat er
hart an den Analysen und Kompro-
missen gearbeitet. Nur die Auflagen
für Gebäude sind ihm zu lax: „Bei 25
von 27 Regierungen haben wir bei
den Altbau-Auflagen auf Granit ge-
bissen.” Weil ganze 40 Prozent der
EU-Energie in Gebäude fließt, bes-
sert der 48-Jährige nun mit einer Ge-
bäude-Richtlinie nach.

Gerade in Deutschland sei das neue
Wärmegesetz sehr schwach und die
bis 2020 angestrebten 18 Prozent
erneuerbare Energien gerade mal ein

Mindestrahmen. Dennoch ist der
grüne Energie-Experte froh, denn
nun müssen die Länder detaillierte
Aktionspläne schmieden und auch
Strom- und Gasnetze konsequent für
erneuerbare Energien auslegen.

Das gesamte Klimapaket hält Tur-
mes jedoch für noch sehr verbesse-
rungsbedürftig bei PKWs und dem
Spielraum für Nationale „Nicht-In-
dustrie”-Regelungen: „Wenn jedes
Land 80 Prozent der Klima-Maßnah-
men durch Zertifikate außerhalb der
EU dazu kauft – wo soll das sein, auf
einem anderen Planeten?” kh

www.oeko.de/091/wuenschen

Große Verantwortung
Martin Kalinowski forscht
für den Frieden
Bisher hat Martin Kalinowski für „pas-
siven” Frieden geforscht: Der Kern-
physiker arbeitet für die nukleare
Abrüstung und entwickelt Verfahren,
um heimliche Plutoniumproduktion
zu finden. „Wir leben in einer Kultur
des Krieges”, sagt der Direktoriums-
Vorsitzende des Carl Friedrich von
Weizsäcker-Zentrums für Naturwis-
senschaft und Friedensforschung. Die
Gesellschaft sei meist an Lösungen
durch Militär orientiert. Auch, dass
wohlhabende Länder Armen ihre Le-
bensgrundlage entziehen, vergleicht

er mit Krieg. Kalinowski arbeitet in-
zwischen mehr für den „aktiven” Frie-
den: für die Aufgabe der Weltge-
meinschaft, die Lebensgrundlage jetzt
und für kommende Generationen zu
erhalten. „Wenn Frieden und Ökologie
sich treffen, wäre das wirklich neues
Denken für die Menschen”, sagt der
47-Jährige. Heute vergleicht er Me-
thoden, die CO2-Emissionen vermin-
dern, und erforscht die ökologischen
Risiken unterschiedlicher Energieträ-
ger. Seinen Studierenden verdeutlicht
er neben naturwissenschaftlicher Ex-
pertise auch die Verantwortung, die
sie gegenüber zukünftigen techni-
schen Entwicklungen, den Medien
und der Politik haben. kh

www.oeko.de/091/wuenschen
www.znf.unihamburg.de/kalinowski.html
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Endgültiges Aus für alte Kernkraftwerke?
Bundesumweltministerium lehnt Strommengenübertragung ab

Wenn gesetzliche Vorgaben im Um-
weltschutz effektiv umgesetzt werden
sollen, spielen Umweltverwaltungen
eine entscheidende Rolle. In den ver-
gangenen Jahren wurden sie jedoch in
vielen Bundesländern neu struktu-
riert. Mit welchen Folgen? Das unter-
suchte das Öko-Institut im Auftrag der
Stiftung Zukunftserbe am Beispiel
von Baden-Württemberg, Hessen und
Niedersachsen. „Dort sind die Um-
weltverwaltungen durch die Struktur-

reformen zum Teil deutlich geschwächt
worden”, sagt Umweltjurist Falk Schul-
ze vom Öko-Institut. Ein Grund: Zahl-
reiche Zuständigkeiten wurden auf die
Kommunen verlagert. Das hat nicht
nur zu einer hohen Belastung der
Landkreise und der kreisfreien Städ-
te geführt. Auch bestehende Experten-
Netzwerke haben sich aufgelöst. Die
Gefahr: Umweltstandards können
nicht mehr umfassend überwacht
werden. In Hessen ist die Situation et-
was besser, denn dort haben die Re-
gierungspräsidien als starke Mittel-
ebene viele Zuständigkeiten behalten.

Vom Personalabbau waren dagegen
alle Umweltverwaltungen betroffen.
„Um die MitarbeiterInnen zu entlasten,
raten wir daher aktuell zu einer Prio-
risierung von Verwaltungsaufgaben
nach einem schlüssigen Konzept”,
sagt Franziska Wolff, Governance-Ex-
pertin am Öko-Institut. „Langfristig
müssen die Umweltverwaltungen aber
unbedingt wieder gestärkt werden”,
fordert sie. „Wir haben dafür konkre-
te Vorschläge erarbeitet.” kk

mailto:f.schulze@oeko.de
www.oeko.de/091/ergruenden1

Reform mit Folgen
Die Umweltverwaltung ist geschwächt

Die Kernenergie sowie der Atomaus-
stieg stehen derzeit wieder stark in
der Diskussion. In diesem Zusam-
menhang wird auch kontrovers de-
battiert, ob eine Laufzeitverlängerung

für alte Kernkraftwerke sinnvoll ist.
Das Bundesumweltministerium (BMU)
hat zu dieser Frage eindeutig
Stellung bezogen auch aufgrund von
Untersuchungen, an denen das Öko-
Institut im Unterauftrag der Gesell-
schaft für Anlagen und Reaktorsi-
cherheit beteiligt war: Die Laufzeiten
der Kernkraftwerke Biblis A und Ne-
ckarwestheim 1 werden nicht verlän-
gert. Anlass für die Analysen waren
Anträge von RWE und EnBW, die für

die Kernkraftwerke Biblis A und Ne-
ckarwestheim 1 eine Übertragung von
Reststrommengen von den jüngsten
deutschen Anlagen Emsland bezie-
hungsweise Neckarwestheim 2 er-

wirken wollten.

Dadurch sollten für die
ältesten noch aktiven Kern-
kraftwerke in Deutschland
wirtschaftlich günstigere
Laufzeiten erzielt werden.
Die Energiekonzerne führ-
ten außerdem an, dass
durch eine Laufzeitverlän-
gerung der alten Kraft-
werke die Stromversor-
gung für die nächsten
Jahre verbessert und die
Klimawende positiv beein-
flusst werden könne.

Durch das Atomgesetz
werden die Strommengen,

die von den einzelnen Kernkraftwer-
ken noch produziert werden dürfen,
begrenzt. Eine Übertragung von
Strommengen zur Verlängerung der
Laufzeit einzelner Anlagen ist mög-
lich. Allerdings geht die Begründung
des Gesetzes davon aus, dass die
Strommengenübertragung nicht zu
Lasten der Sicherheit gehen darf.

Die unter Beteiligung des Öko-Insti-
tuts durchgeführten vergleichenden

Sicherheitsanalysen zwischen den
neuen und den alten Anlagen erga-
ben jedoch gravierende Nachteile
der älteren Kernkraftwerke: „Der be-
antragten Laufzeitverlängerung der
alten Kraftwerke stehen erhebliche
Sicherheitsbedenken entgegen”,
sagt Stephan Kurth, Kernenergie-
Experte des Öko-Instituts. „Die alten
Anlagen haben geringere Sicher-
heitsreserven, so dass davon auszu-
gehen ist, dass bestimmte Störfall-
situationen weniger gut bewältigt
werden können. Sie weisen auch ge-
genüber einem terroristischen An-
griff aus der Luft weniger Schutz auf
als die moderneren Anlagen.”

Auch Vattenfall hat einen Antrag auf
Übertragung von Reststrommengen
vom jüngeren Atomkraftwerk Krüm-
mel auf das Kraftwerk Brunsbüttel
eingereicht. Das BMU prüft den An-
trag, eine Entscheidung steht noch
aus. EnBW und RWE haben Klage
gegen die Bescheide des BMU erho-
ben, um den Antrag auf Laufzeitver-
längerung durchzusetzen. Ob die al-
ten Anlagen tatsächlich vom Netz
gehen müssen, ist also noch nicht
endgültig entschieden. fst

mailto:s.kurth@oeko.de
www.oeko.de/091/ergruenden1

Das Kernkraftwerk
Neckarwestheim 1
soll wie geplant
2010 vom Netz
gehen.
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E R G E B N I S S E A U S D E R F O R S C H U N G S A R B E I T

Nanotechnologien sind auf dem Vor-
marsch: In immer weitere Bereiche
unseres Lebens halten sie Einzug.

Hersteller der Lack- und Farben-
branche setzen Nanomaterialien zum
Beispiel ein, um neue Oberflächen-
eigenschaften zu erzielen. Welche
Wirkung die winzigen Teilchen auf die
menschliche Gesundheit und die Um-
welt haben, ist bisher allerdings we-
nig bekannt.

In Kooperation mit der Hessen-Agen-
tur hat das Öko-Institut daher einen
Betriebsleitfaden erarbeitet. Er soll
den Umgang mit Nanomaterialien in
der Lack- und Farbenbranche siche-
rer machen. „Wir wenden uns vor al-
lem an kleine und mittlere Unter-
nehmen, die die Wirkungen der Na-
nomaterialen erst neu für sich ent-

decken”, sagt Projektleiter Andreas
Hermann vom Öko-Institut.

Wie können Anlagen und Prozesse
optimiert werden? Welche Vorsorge-
maßnahmen sind sinnvoll? Und wie
lässt sich der Eintrag von Nanoparti-
keln in die Umwelt minimieren? Mit
diesen und weiteren Fragen des Um-
welt- und Arbeitsschutzes befasst
sich der Leitfaden und gibt konkrete
Empfehlungen für die Praxis.

Er ist in Kürze online erhältlich unter
www.hessen-nanotech.de. kk

mailto:a.hermann@oeko.de
www.oeko.de/091/ergruenden2

Nach Angaben der Weltbank betrug
der Anteil von Schwellen- und Ent-
wicklungsländern an der Weltwirt-
schaft im Jahr 2006 bereits 41 Pro-
zent. Zweifelsohne bietet die Globa-
lisierung ärmeren Bevölkerungsteilen
erhebliche Chancen. Doch sie führt
auch zu gravierenden ökologischen
und sozialen Problemen. Schlüssige
Nachhaltigkeitskonzepte sind bisher
allerdings Mangelware.

„Die Debatte steht erst am Anfang
und wird sehr allgemein geführt”,
mahnt Andreas Manhart, Experte für
globale Wertschöpfungsketten am
Öko-Institut. „Das muss sich än-
dern!” Wie groß der Bedarf ist, die in-
ternationale Nachhaltigkeitsforschung
zu konkretisieren, zeigt eine aktuel-
le Studie des Öko-Instituts. Im Auf-
trag der Stiftung Zukunftserbe nah-
men die WissenschaftlerInnen aus-
gewählte Phänomene der Globalisie-
rung in China, Brasilien, Indien und
Westafrika auf Basis früherer Studi-
en des Öko-Instituts unter die Lupe.
So recherchierten sie zum Beispiel,
welche Folgen die Ausbreitung von
Supermarktketten in Indien und Bra-
silien hat. Immer neue Filialen ma-
chen dort den Tages- und Wochen-
märkten Konkurrenz. „Einerseits ge-
hen dadurch Arbeitsplätze verloren.
Andererseits muss sich die lokale und
oft kleinteilige landwirtschaftliche
Struktur gegenüber Großproduzenten
behaupten”, erläutert Katharina
Schmitt, Expertin für Unterneh-
mensverantwortung am Öko-Institut.

„Kleine Kooperativen und Produzen-
tenfamilien sind aber kaum in der
Lage, die geforderten Warenstan-
dards und Liefermengen der west-
lichen Supermärkte zu erfüllen.”

Könnten die Bedürfnisse der Men-
schen vor Ort durch andere Ver-
triebsstrukturen und Geschäftsmo-
delle besser gestillt werden? „Das
sollte unbedingt fallspezifisch unter-
sucht werden”, sagt Katharina
Schmitt. Die ForscherInnen sehen
auch in anderen Bereichen Hand-
lungsbedarf. So ist es notwendig, das
Konzept des fairen Handels weiter zu
entwickeln, damit es sich auch auf
komplexe, aus vielen Einzelteilen
bestehende Waren anwenden lässt.
Ebenso fordern die ExpertInnen kon-
krete Nachhaltigkeitsstrategien für
die globalisierten Gebrauchtwaren-
und Abfallströme, wie sie am Beispiel
des Exports von Altautos nach West-
afrika zeigen. kk

mailto:a.manhart@oeko.de
www.oeko.de/091/ergruenden2

Nanomaterialien: Vorsicht ist besser
Nützlicher Ratgeber für Hersteller in der Lack- und Farbenbranche

Auf dem Weg zum Wohlstand in die Sackgasse?
Schwellenländer wachsen rasant – Nachhaltigkeitskonzepte fehlen

Neue Supermärkte machen in Indien und
Brasilien den Wochenmärkten Konkurrenz.
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B E W E G E N

Die Finanzkrise kam nicht Knall
auf Fall. Sie nahm schon Ende 2006
mit dem Abschwung der US-Immo-
bilienmärkte ihren Anfang. Doch die
Politik reagierte spät, dafür großzügig.
Innerhalb kürzester Zeit stellte die
Bundesregierung der Wirtschaft zur
Verfügung, worum Umweltschützer
seit Jahrzehnten ringen: Investitionen
in Milliardenhöhe. Gerät der Umwelt-
und Naturschutz jetzt unter die Rä-
der? In jedem Fall sitzt das Geld nicht
locker. Und was heute unbedacht
ausgegeben wird, fehlt morgen an der
richtigen Stelle.

Auch der Klimawandel bricht nicht
plötzlich über uns herein und vor den
Krisen, die uns angesichts der welt-
weiten Ressourcenverknappung be-
vorstehen, warnen Forscher seit Jah-
ren – um nur zwei Beispiele zu nen-
nen. Doch ähnliche Kraftanstrengun-
gen, wie sie zur Ankurbelung der Wirt-
schaft unternommen werden, sind im
Umweltbereich nicht in Aussicht. Kön-
nen wir deshalb warten? Wohl kaum.
Die Probleme werden nicht weniger,
ihre Lösungen immer teurer. Was
aber wäre, wenn alle Rettungspake-
te konsequent einen doppelten Eig-
nungstest bestehen müssten, den
ökonomischen und den ökologischen?

Investitionen in Erneuerbare Energien
und die nachhaltige Landwirtschaft,
die Förderung von umwelt- und sozi-
alverträglichen Produkten und effi-
zienten Technologien oder der Ausbau
des öffentlichen Verkehrs sind nur ei-
nige Beispiele. Solche Maßnahmen
stabilisieren nicht nur die Wirtschaft
und schaffen neue Arbeitsplätze, son-
dern verdienen auch zu Recht den Na-
men „zukunftsfähig”.

Die Bundesregierung verfolgt sie bis-
her nur in Ansätzen. Positive Beispiele
sind die zusätzlichen Mittel für die
energetische Gebäudesanierung, die
Förderung von Energieeinsparinves-
titionen im Mittelstand oder die Un-
terstützung der Forschung zu effi-
zienten Antriebssystemen im Bereich

Mobilität. Doch damit sind längst
nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft.
Dass kurzfristig Erste Hilfe in gewal-
tigem Umfang geleistet wurde, ist
nachvollziehbar. Spätestens jetzt
muss es jedoch heißen: gestalten und
langfristig die Weichen für einen
Wohlstand stellen, der nicht auf Kos-
ten von Umwelt und Sozialem er-
wirtschaftet wird. Der Staat hat es in
der Hand, die Vergabe von öffentli-
chen Geldern an strenge soziale und
ökologische Bedingungen zu knüpfen.
Die Mindestforderung lautet: Nichts,
was zur Stabilisierung der Wirtschaft
unternommen wird, darf die An-
strengungen im Umweltschutz auf-
weichen oder konterkarieren. Das
Ziel muss heißen: Alle Maßnahmen
bewähren sich zweifach.

In der Finanzkrise liegt auch eine
Chance. Sie hat gezeigt: Wo ein ge-
sellschaftlicher Wille ist, lässt sich
durchaus etwas bewegen. Diese
Chance dürfen wir nicht ungenutzt
lassen. Denn gemessen an dem, was
uns erwartet, wenn natürliche Syste-
me zusammenbrechen, sind die dras-
tischen Folgen, vor denen wir durch
den teilweisen Zusammenbruch eines
Wirtschaftssystems stehen, dennoch
eher klein. Und letztere können be-
wältigt werden. Davon sind selbst we-
niger optimistische Ökonomen über-
zeugt. Bis Ende 2010 werde alles wie-
der halbwegs im Lot sein, vermutete

zum Beispiel eine Mehrheit auf dem
Weltwirtschaftsforum in Davos.

In der Natur gelten andere Zeithori-
zonte. Rund 100 Jahre müssen etwa
vergehen, bis sich stark überfischte
Fischbestände wieder erholen – strik-
te Schonung vorausgesetzt. Die be-
reits emittierten CO2-Mengen werden
neuesten Studien zufolge mehr als
1000 Jahre in der Atmosphäre ver-
bleiben. Und etliche Tier- und Pflan-
zenarten sind schon heute unwieder-
bringlich verloren, einzigartige Le-
bensräume für immer zerstört.

Der Zeitpunkt, um unser Wirt-
schaftssystem in Richtung Nachhal-
tigkeit zu erneuern, ist also mehr als
überfällig. Wenn Investitionen künftig
aber den doppelten Eignungstest be-
stehen, dann werden sie auch eine
doppelte Dividende abwerfen, die
kurzfristige ökonomische und die
langfristige ökologische.

Katja Kukatz

mailto:redaktion@oeko.de

Was wäre eigentlich, wenn sich alle Rettungspakete für die
Wirtschaft zweifach bewähren müssten?

Katja Kukatz ist Journalistin
und Biologin. Seit 2003
arbeitet sie im Referat
Öffentlichkeit & Kommunikation
am Öko-Institut.
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Dr. Erhard Eppler, 82 Jahre, Bun-
desminister a.D., seit 31 Jahren Mit-
glied im Öko-Institut.

Was ist Ihnen in Ihrem Leben
wichtig?
Dass ich vor meinen Enkeln bestehen
kann.

Wie sind Sie zum Öko-Institut gekommen?
Wahrscheinlich ist das Öko-Institut zu mir gekommen,
denn ich habe schon versucht, ökologische Politik zu
machen, ehe es das Institut gab.

Welches Wissen über die Umwelt möchten Sie an
die nächste Generation weitergeben?
Dass unsere Erde ein Wunder im Weltall ist, möglicher-
weise ein einzigartiges, das zu ruinieren ein Verbrechen
wäre.

E N T D E C K E N
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Wollen Sie digitale Grüße verschicken? Oder Mitglieder werben?
Oder beides? Mit den neuen E-Cards des Öko-Instituts kein Pro-
blem. Sie können zwischen drei Motiven und Botschaften wählen:
„Auf den Inhalt kommt es an!”, „Erinnerst Du Dich noch an da-
mals?” und „Der Klimawandel betrifft alle!”. Die elektronischen
Postkarten sind eine weitere Aktion der Mitgliederkampagne
500plus, mit der das Öko-Institut neue Freunde und Förderer ge-
winnen möchte. Unterstützen Sie uns!

mailto:c.rathmann@oeko.de
www.oeko.de/ecards

Steht der Geburtstag eines guten Freundes vor der Tür? Möch-
ten Sie Ihre Kinder überraschen oder Ihrem Partner eine beson-

dere Freude machen? Wie wäre es
mit einem Geschenk, das garantiert
nachhaltig wirkt? Eine Mitgliedschaft
im Öko-Institut bedeutet, Engage-
ment für die Umwelt zu unterstützen
und Verantwortung für die Zukunft zu
übernehmen.

Dafür stehen wir seit über 30 Jahren
mit unserer Arbeit ein – sei es bei
Themen wie Energie und Klima, bei
nachhaltigen Lösungen für Konsum
und Mobilität oder bei Fragen zur Nu-
kleartechnik. Denn wir arbeiten an ei-
ner Vision, an einer umwelt- und so-
zialverträglichen Lebensweise welt-
weit und direkt bei Ihnen zu Hause.
Dafür machen wir uns stark, in Ber-
lin genauso wie in Brüssel.

Machen Sie der Umwelt ein Geschenk! Garantiert nachhaltig: Eine Mitgliedschaft im Öko-Institut

Neu: E-Cards auf oeko.de

Drei Fragen an ... Das Öko-Institut hat rund 3000 Mitglieder.
Doch wer sind sie? Hier stellen sie sich vor.

Ute Finckh-Krämer, 51 Jahre, Mathematikerin aus
Berlin, seit fünf Jahren Mitglied im Öko-Institut.

Warum unterstützen Sie das Öko-Institut?
Wegen des Sonnenschiffs.

Was machen Sie heute in zehn Jahren?
Ich arbeite immer noch in der Informationstechnik
und bin immer noch ehrenamtlich in der Frie-

denspolitik engagiert. Ich bin dabei dem Ziel, ein politisches Umden-
ken weg vom Einsatz des Militärs in Krisen- und Konfliktregionen hin
zu professionellem zivilem Engagement für konstruktive Konfliktbe-
arbeitung (im Sinne der Initiative "Vorrang für Zivil") zu erreichen, ein
ganzes Stück näher gekommen.

Was gibt Ihnen Hoffnung für die Zukunft?
Dass ich mit meinem Engagement für Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung viele Verbündete habe, im kirchlichen wie im
nichtkirchlichen Bereich.

mailto:mitglieder@oeko.de

Als Schenkender können Sie Ihre Zuwendungen an uns selbst-
verständlich von der Steuer absetzen und der Beschenkte hat
viele Pluspunkte:

• Die kostenlose Zeitschrift eco@work – vier Mal im Jahr

• Ermäßigte Gebühren bei Veranstaltungen

• Regelmäßige Informationen über aktuelle Themen,
Veranstaltungen und neue Studien

Mit Ihrem Geschenk erfüllen Sie aber auch uns einen Wunsch –
den nach einer weiterhin breiten Mitglieder-Basis, die uns bei der
politischen Arbeit den Rücken stärkt und unsere finanzielle Un-
abhängigkeit sichert. Sind Sie neugierig geworden?

Weitere Informationen, den Flyer über die Geschenk-
Mitgliedschaft und das Eintritts-Formular finden Sie unter
www.oeko.de/mitmachen.

mailto:c.rathmann@oeko.de
www.oeko.de/mitmachen
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Schlüsselrolle Konsum

Wenn wir dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung folgen wol-
len, ist es eine der wichtigsten gesellschaftlichen Aufgaben,
Konsum sozial- und umweltverträglich zu gestalten. Doch
das ist bisher nur ansatzweise gelungen. Wie können ei-
nerseits Produkte und Dienstleistungen nachhaltiger werden
und sich besser auf dem Markt durchsetzen? Wie können
andererseits VerbraucherInnen motiviert werden, diese
neue Warenqualität zu schätzen und zu nutzen? Das ist das
Schwerpunktthema der nächsten Ausgabe von eco@work,
die im Frühsommer erscheint.
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